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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland
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Kategorie Beschluss
Bemerkung durch Beschluss verworfen
Rechtskraft -
Deskriptoren Arbeitsunfähigkeitsfeststellung – Lücke –

Stationärer Krankenhausaufenthalt –
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Leitsätze Versicherte haben auch in dem Fall, in
dem ihr behandelnder Arzt sie als
Honorararzt im Krankenhaus operiert und
die ambulante Weiterbehandlung
übernimmt, für die Zeit nach der
Entlassung um eine
Arbeitsunfähigkeitsfeststellung
nachzusuchen.
Die Befugnis der Krankenhäuser, im
Rahmen des Entlassmanagements die
Arbeitsunfähigkeit festzustellen,
entbindet nicht von der Obliegenheit
Versicherter, eine solche Feststellung ggf.
noch im Krankenhaus einzufordern.

Normenkette SGB 5 § 44
SGB 5 § 46
SGB 5 § 39 Abs 1a Satz 6
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3. Instanz
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Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 19. Juni 2018 wird
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zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:

I.

Der KlÃ¤ger begehrt die Weiterzahlung von Krankengeld ab dem 22. Mai 2016.

Der KlÃ¤ger ist am 1961 geboren und Mitglied bei der Beklagten. Er erkrankte am
18. Februar 2016 arbeitsunfÃ¤hig und bezog ab dem 16. MÃ¤rz 2016 Krankengeld.
Das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis endete zum 15. MÃ¤rz 2016.

Mit der als Folgebescheinigung ausgestellten ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung
vom 2. Mai 2016 bescheinigte der Facharzt fÃ¼r Innere Medizin Dr. H dem KlÃ¤ger
ArbeitsunfÃ¤higkeit bis einschlieÃ�lich 12. Mai 2016. Der KlÃ¤ger befand sich ab
dem 11. Mai 2016 bis zum 21. Mai 2016, einem Samstag, in stationÃ¤rer
Krankenhausbehandlung. Mit Ã¤rztlicher Bescheinigung vom 24. Mai 2016
(ausgestellt als Erstbescheinigung) attestierte der Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. D,
der den KlÃ¤ger im Rahmen der Krankenhausbehandlung als Honorararzt der Klinik
auch operiert hatte, ArbeitsunfÃ¤higkeit seit dem 24. Mai 2016 bis zum 27. Mai
2016. In der Zeit vom 26. Mai 2016 bis zum 16. Juni 2016 befand sich der KlÃ¤ger in
einer stationÃ¤ren RehabilitationsmaÃ�nahme. FÃ¼r die Zeit ab dem 17. Juni 2016
bis zum 17. August 2016 war fÃ¼r den KlÃ¤ger ArbeitsunfÃ¤higkeit ebenso
Ã¤rztlich bescheinigt wie vom 15. September 2016 bis zum 14. Oktober 2016.

Die Beklagte lehnte mit Bescheid 7. Juni 2016 die Krankengeldzahlung ab dem 22.
Mai 2016 ab. Nach einer stationÃ¤ren Behandlung sei die Fortdauer der
ArbeitsunfÃ¤higkeit am nÃ¤chsten Tag durch den behandelnden Arzt oder die
Ã�rztin festzustellen. Die Ã¤rztliche Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit am 24. Mai
2016 habe nicht am Tag nach der stationÃ¤ren Behandlung stattgefunden, diese
habe hier bis zum 21. Mai 2016 vorgelegen.

Der KlÃ¤ger erhob unter dem 10. Juni 2016 Widerspruch. Die Entlassung sei am
Samstag, den 21. Mai 2016, erfolgt. Am Dienstag, den 24. Mai 2016, sei beim
behandelnden Facharzt und Operateur erst Sprechstunde gewesen. Leider sei
diesem dann ein Fehler in der Krankschreibung unterlaufen. Er rÃ¤ume ein, dass er
den Krankenschein auf Richtigkeit hÃ¤tte Ã¼berprÃ¼fen mÃ¼ssen, doch sei er mit
der Vorbereitung auf die Reha so beschÃ¤ftigt gewesen, dass ihm das falsche
Datum nicht aufgefallen sei. Der Beklagten dÃ¼rfte bekannt sein, dass eine
HÃ¼ftoperation nicht nur 10 Tage Krankenhausbehandlung bedÃ¼rfe. Mit
Ã¤rztlichem Attest vom 9. Juni 2016 fÃ¼hrte der Facharzt fÃ¼r Innere Medizin Dr. H
aus, der KlÃ¤ger sei operiert worden und am 21. Mai 2016 aus dem Krankenhaus
entlassen worden. Er habe sich erst am Dienstag, den 24. Mai 2016, beim
OrthopÃ¤den vorstellen kÃ¶nnen, dieser habe leider keine rÃ¼ckwirkende
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung ausgestellt. Da es sich aber um einen
kontinuierlichen ArbeitsunfÃ¤higkeitsverlauf handele, bitte er, Dr. H, darum, seine
rÃ¼ckwirkende ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung, die nicht beigefÃ¼gt war, fÃ¼r
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die fehlende Tage zu akzeptieren.

Der KlÃ¤ger hielt seinen Widerspruch aufrecht und teilte ergÃ¤nzend mit: Im
Anschluss an den stationÃ¤ren Aufenthalt sei die Anschlussheilbehandlung in Bad W
durchgefÃ¼hrt worden, danach sei er von verschiedenen Ã�rzten permanent
ambulant behandelt worden, er sei ununterbrochen arbeitsunfÃ¤hig gewesen. Er
habe sich noch am 21. Mai 2016 um einen Arzttermin bemÃ¼ht, jedoch habe er am
Samstag keinen Arzt mehr erreichen kÃ¶nnen. Auch am Sonntag, den 22. Mai 2016,
habe leider kein Arzt offen. Also habe er erst am 23. Mai 2016 einen Termin fÃ¼r
den 24. Mai 2016 bei Dr. D vereinbaren kÃ¶nnen. Die Beklagte werde aufgefordert
mitzuteilen, welcher ihrer VertragsÃ¤rzte Ã¼berhaupt an einem Sonntag
Sprechstunden durchfÃ¼hre. Am Montag, den 23. Mai 2016, sei der KlÃ¤ger auf den
24. Mai 2016 vertrÃ¶stet worden. Er habe daher alles Erforderliche getan, um sofort
eine Krankschreibung zu erhalten, ein schuldhaftes ZÃ¶gern sei ihm nicht
vorzuhalten.

Mit Widerspruchsbescheid vom 31. August 2016 wies die Beklagte den Widerspruch
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Der KlÃ¤ger hat am 12. September 2016 unter Wiederholung seines Vorbringens im
Widerspruchsverfahren Klage zum Sozialgericht Potsdam erhoben.

Mit Urteil vom 19. Juli 2018 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. FÃ¼r einen
Krankengeldanspruch ab dem 22. Mai 2016 wÃ¤re es erforderlich gewesen, dass
der KlÃ¤ger spÃ¤testens am 23. Mai 2016, dem Montag, nach der Entlassung aus
der stationÃ¤ren Krankenhausbehandlung am Samstag, sich die weitere
ArbeitsunfÃ¤higkeit hÃ¤tte bescheinigen lassen. Es komme nicht darauf an, dass
der behandelnde Arzt im Nachhinein auch Ã¼ber den 21. Mai 2016 hinaus
durchgehend ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼r den KlÃ¤ger bestÃ¤tigt habe. Die
Bescheinigung von ArbeitsunfÃ¤higkeit setze eine tatsÃ¤chliche Ã¤rztliche
Inanspruchnahme voraus, eine rÃ¼ckwirkende Bescheinigung stelle keine solche
nach Â§ 46 Satz 1 Nr. 2 SGB V dar. Ein Ausnahmefall nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) liege im Fall des KlÃ¤gers nicht vor. Es sei ihm
zumutbar gewesen, am 23. Mai 2016 einen Arzt aufzusuchen. Es komme insoweit
nicht darauf an, ob er noch am 21. oder 22. Mai 2016 einen Arzt habe aufsuchen
kÃ¶nnen. FÃ¼r die lÃ¼ckenlose Ã¤rztlich dokumentierte ArbeitsunfÃ¤higkeit habe
es im Fall des KlÃ¤gers nicht zwingend der Vorstellung bei dem Operateur bedurft.
Ausgehend von der ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung am 24. Mai 2016 habe das
VersicherungsverhÃ¤ltnis mit Anspruch auf Krankengeld nicht mehr bestanden.

Gegen das seinem BevollmÃ¤chtigten am 5. Juli 2018 zugestellte Urteil hat der
KlÃ¤ger am 6. August 2018 Berufung eingelegt. Er habe mit dem Operateur noch
am 21. Mai 2016 vereinbart, dass er am Dienstag, den 24. Mai 2016, zu ihm in die
Praxis komme und weiterhin durchgehend krankgeschrieben werde. Hintergrund sei
gewesen, dass er nach der Operation nicht habe gehen kÃ¶nnen. Er habe versucht,
noch am Montag, den 23. Mai 2016, einen Termin fÃ¼r diesen Tag bei dem
Operateur selbst oder in einer anderen Praxis zu erhalten. Dies sei aufgrund der
Kurzfristigkeit nicht mÃ¶glich gewesen. Obgleich er den Termin ausdrÃ¼cklich
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wegen der Krankschreibung verlangt habe, sei er beim Operateur auf den Termin
am 24. Mai 2016 verwiesen worden. Zu diesem Zeitpunkt sei dem Operateur
bekannt gewesen, dass er nur eine Krankschreibung bis zum 21. Mai 2016 habe
vorweisen kÃ¶nnen. Der Operateur habe diesen Umstand offenbar Ã¼bersehen und
dem KlÃ¤ger deshalb erst am 24. Mai 2016 einen Termin gegeben. Dieses Versehen
des Arztes sei mit der ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung vom 9. Juni 2016 (Dr. H)
geheilt worden und die ArbeitsunfÃ¤higkeit seit dem 22. Mai 2016 bescheinigt
worden. Es liege hier ein Ausnahmefall nach der Rechtsprechung des BSG vom 11.
Mai 2017 vor. Es sei ihm nicht zumutbar gewesen, einen anderen Arzt als den
Operateur aufzusuchen. Das Sozialgericht habe sogar unberÃ¼cksichtigt gelassen,
dass er in seiner Bewegung erheblich eingeschrÃ¤nkt gewesen sei. Weiterhin
hÃ¤tte der Termin am 24. Mai 2016 nicht dadurch eingespart werden kÃ¶nnen,
dass er am 23. Mai 2016 einen anderen Arzt aufgesucht hÃ¤tte, da der Termin auch
der Nachbereitung der Operation gedient habe. Er mÃ¼sse sich die Fehlvorstellung
und die daraus resultierende Terminvergabe sowie die unrichtig erteilte
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung des Operateurs nicht zurechnen lassen. Dass
der Operateur erstinstanzlich nicht angehÃ¶rt oder zur Stellungnahme aufgefordert
worden sei, falle nicht in die klÃ¤gerische SphÃ¤re. Der Operateur als Vertragsarzt
der Beklagten hÃ¤tte spÃ¤testens bei der Terminvereinbarung am 21. Mai 2016
selbst oder durch seine Mitarbeiter darauf hinweisen mÃ¼ssen, dass eine
nachtrÃ¤gliche Krankschreibung nicht stattfinden kÃ¶nne. Bei der
Terminvereinbarung sei dem KlÃ¤ger von Seiten des Arztes mitgeteilt worden, dass
ein frÃ¼herer Termin nicht nÃ¶tig sei. Dies habe der Arzt nun in seiner schriftlichen
Stellungnahme gegenÃ¼ber dem Senat auch bestÃ¤tigt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 19. Juni 2018 sowie den Bescheid vom 7.
Juni 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31. August 2016
aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger ab dem 22. Mai 2016
Krankengeld in gesetzlicher HÃ¶he zu zahlen.

Die Beklagte beantragt

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist dem Vorbringen des KlÃ¤gers entgegen getreten.

Der Senat hat die Liegebescheinigung sowie den Entlassungsbrief des Asklepios
Klinikums B vom 21. Mai 2016 beigezogen und eine Stellungnahme des
behandelten Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. Deingeholt. Am 25. Juni 2019 hat ein
Termin zur ErÃ¶rterung stattgefunden, in welchem Dr. D als Zeuge vernommen
worden ist. Wegen der Einzelheiten wird auf das Protokoll Bezug genommen.

Wegen des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird im Ã�brigen auf
den Inhalt der Gerichtsakte und des Verwaltungsvorgangs der Beklagten Bezug
genommen, der, soweit wesentlich, Gegenstand der Entscheidungsfindung war.

                               4 / 9



 

II.

Der Senat darf Ã¼ber die Berufung nach AnhÃ¶rung der Beteiligten durch
Beschluss entscheiden, weil er sie einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine
mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt (Â§ 153 Abs. 4 Satz 1 und 2
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG).

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151 SGG)
des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 19. Juni 2018 ist
zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht die Klage
abgewiesen. Der angegriffene Bescheid ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger
nicht in seinen Rechten. Er hat fÃ¼r die Zeit ab dem 22. Mai 2016 keinen (weiteren)
Anspruch auf Krankengeld.

Die grundlegenden Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Krankengeld ergeben
sich aus den Regelungen der Â§Â§ 44 ff. FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V,
hier in der ab dem 23. Juli 2015 bis zum 10. Mai 2019 geltenden Fassung des GKV-
VersorgungsstÃ¤rkungsgesetzes vom 16. Juli 2015 (BGBl. I, 1211).

Die Voraussetzungen fÃ¼r einen weiteren Krankengeldanspruch ab dem 22. Mai
2016 liegen fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht vor. Der Anspruch auf Krankengeld setzt nach 
Â§Â§ 44 ff. SGB V zunÃ¤chst voraus, dass der Versicherte wegen Krankheit
arbeitsunfÃ¤hig war, die ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¤rztlich festgestellt wurde und er
weiterhin gegen das Risiko der ArbeitsunfÃ¤higkeit bei der Krankenkasse versichert
war. Diese Voraussetzungen sind ab dem 22. Mai 2016 fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht
mehr vollstÃ¤ndig erfÃ¼llt. Es kann offen bleiben, ob er ab diesem Zeitpunkt noch
weiter arbeitsunfÃ¤hig erkrankt war, jeden-falls fehlt es an einer (nahtlosen)
Ã¤rztlichen Feststellung ab diesem Tag. Der Anspruch auf Krankengeld entsteht
nach Â§ 46 Satz 1 Nr. 2 SGB V von dem Tag der Ã¤rztlichen Feststellung an, nach
Satz 1 Nr. 1 im Ã�brigen bei Krankenhausbehandlung von ihrem Beginn an. Das gilt
auch fÃ¼r einen Anschlusszeitraum, d.h., wenn in dem vorangegangenen Zeitraum
die ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¤rztlich festgestellt wurde oder ein stationÃ¤rer
Krankenhausaufenthalt lag (und Krankengeld bewilligt) wurde.

FÃ¼r den KlÃ¤ger lagen aufgrund seiner stationÃ¤ren Krankenhausbehandlung bis
zum 21. Mai 2016, einem Samstag, die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r den
weiteren Anspruch auf Krankengeld nach Satz 1 Nr. 1 vor. FÃ¼r den 22. Mai 2015
liegt zwar weder eine Ã¤rztliche Feststellung i.S. des Â§ 46 Satz 1 Nr. 2 SGB V noch
eine weitere Krankenhausbehandlung vor. Denn das behandelnde Krankenhaus hat
ihm fÃ¼r die Zeit ab dem 22. Mai 2016 keine ArbeitsunfÃ¤higkeit (ggf. bis zum
nÃ¤chsten Vorstellungstermin beim ambulant weiterbehandelnden Arzt)
bescheinigt, obwohl ihm diese Feststellung nach Â§ 39 Abs. 1a Satz 6 SGB V in der
ab dem 23. Juli 2015 geltenden Fassung erlaubt war. Weder die Liegebescheinigung
noch der Entlassungsbericht vom 21. Mai 2016 enthalten entsprechende Ã¤rztliche
Feststellungen. Das allein wÃ¤re aber fÃ¼r die weitere Aufrechterhaltung des
Anspruchs unschÃ¤dlich, denn nach Â§ 46 Satz 2 SGB V bleibt der Anspruch jeweils
bis zu dem Tag erhalten, an dem die weitere ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben
Krankheit Ã¤rztlich festgestellt wird, wenn diese Ã¤rztliche Feststellung spÃ¤testens
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am nÃ¤chsten Werktag nach dem zuletzt bescheinigten Ende der
ArbeitsunfÃ¤higkeit erfolgt; Samstage gelten insoweit nicht als Werktage. FÃ¼r den
KlÃ¤ger bedeutet dies, dass er sich (spÃ¤testens) am Montag, den 23. Mai 2016,
eine Ã¤rztliche Bescheinigung der ArbeitsunfÃ¤higkeit hÃ¤tte beschaffen mÃ¼ssen.
Der KlÃ¤ger hat jedoch fÃ¼r diesen Tag keine Ã¤rztliche Feststellung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit erhalten, sondern erst am Dienstag, den 24. Mai 2016. Diese
Ã¤rztliche Feststellung von Dr. D konnte einen Anspruch des KlÃ¤gers (gemÃ¤Ã� Â§
46 Satz 1 Nr. 2 SGB V) erst ab diesem Tag (neu) begrÃ¼nden. Zum einen erfolgte
die Feststellung nach dem Inhalt der Bescheinigung erst ab diesem Tag, zum
anderen wÃ¤re eine rÃ¼ckwirkend erfolgende Feststellung nach Â§ 46 SGB V nicht
ausreichend und nach dem Gesetz auch nicht zulÃ¤ssig. VertragsÃ¤rzte durften
zwar nach Â§ 5 Abs. 3 Satz 2 der Richtlinie Ã¼ber die Beurteilung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit und die MaÃ�nahmen zur stufenweisen Wiedereingliederung in
der ab Januar 2014 maÃ�geblichen Version vom 14. November 2013 (AU-RL, BAnz
AT vom 27. Januar 2014, B 4) ausnahmsweise eine Krankschreibung auch fÃ¼r
Tage vor dem Behandlungsbeginn ausstellen. Nach der oben zitierten klaren
Fassung des Â§ 46 Satz 1 Nr. 2 SGB V lÃ¤sst eine solche rÃ¼ckwirkend erfolgte
Ã¤rztliche Feststellung aber den Krankengeldanspruch ab diesem Tag oder dem
darauffolgenden nicht entstehen. Ein Ã¤rztliches Fehlverhalten liegt daher insoweit
auch nicht vor.

Am 24. Mai 2016, dem Tag der Ã¤rztlichen Feststellung, war der KlÃ¤ger nicht mehr
mit Anspruch auf Krankengeld versichert. Da sein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zum
15. MÃ¤rz 2016 endete, er zu diesem Zeitpunkt bereits arbeitsunfÃ¤hig erkrankt
war, wurde das VersicherungsverhÃ¤ltnis mit Anspruch auf Krankengeld (vgl. zu
dem Erfordernis des Krankengeldanspruchs, vgl. Â§ 44 Abs. 2 SGB V im
Umkehrschluss) nach Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V ab dem Ende der
Entgeltfortzahlung allein Ã¼ber den Bezug von Krankengeld aufrechterhalten. Die
weitere Aufrechterhaltung des VersicherungsverhÃ¤ltnisses nach Â§ 192 Abs. 1 Nr.
2 SGB V setzt in diesem Fall voraus, dass nahtlos ArbeitsunfÃ¤higkeit bescheinigt
wird. Im Fall des Â§ 46 Abs. 1 Nr. 2 SGB V in der bis ab dem 23. Juli 2015 geltenden
Fassung erfordert das, dass Versicherte spÃ¤testens am ersten Tag nach dem Ende
einer Ã¤rztlich bescheinigten ArbeitsunfÃ¤higkeit oder einem
Krankenhausaufenthalt, bei einem dann folgenden Wochenende am Montag, eine
neue Ã¤rztliche Feststellung erhalten, so dass an diesem Tag ein neuer Anspruch
auf Krankengeld (nahtlos) entstehen kann. Der KlÃ¤ger hat aber, wie oben
ausgefÃ¼hrt, an diesem letzten mÃ¶glichen Tag keine weitere Bescheinigung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit erhalten.

Ein Ausnahmefall, in welchem dem KlÃ¤ger nicht entgegen gehalten werden
kÃ¶nnte, dass das VersicherungsverhÃ¤ltnis wegen der nicht fristgerechten
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung nach Â§ 192 SGB V aufrechterhalten bliebe, ist
nicht nachgewiesen. Aufgrund ihrer Obliegenheit, mit zeitlichem Ablauf der
jeweiligen Ã¤rztlichen Feststellung dafÃ¼r zu sorgen, dass spÃ¤testens am
folgenden Werktag nach Auslaufen der letzten Ã¤rztlichen Feststellung eine neue
sich anschlieÃ�ende Ã¤rztliche Feststellung vorliegt, um den Versicherungsschutz
(mit Krankengeldanspruch) aufrechtzuerhalten, mÃ¼ssen es sich Versicherte
grundsÃ¤tzlich entgegenhalten lassen, wenn sie die Frist versÃ¤umen (vgl. zu Â§ 46
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SGB V in der bis zum 22. Juli 2015 geltenden Fassung, BSG, Urteil vom 11. Mai 2017
â�� B 3 KR 22/15 R -, BSGE 123, 134-144, Rn. 20, juris). Die Rechtsprechung des
BSG, der der Senat folgt, hat nur in engen Grenzen bestimmte Ausnahmen davon
anerkannt, dass die Ã¤rztliche Feststellung (oder die rechtzeitige Meldung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit nach Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB V) durch UmstÃ¤nde verhindert
oder verzÃ¶gert worden ist, die dem Verantwortungsbereich der Krankenkassen
und nicht dem Verantwortungsbereich des Versicherten zuzurechnen sind (BSG,
Urteil vom 11. Mai 2017 â�� B 3 KR 22/15 R -, BSGE 123, 134-144, Rn. 22, juris).
Solche UmstÃ¤nde sind bei FristversÃ¤umnissen wegen GeschÃ¤fts- oder
HandlungsunfÃ¤higkeit des Versicherten oder aufgrund von OrganisationsmÃ¤ngeln
der jeweiligen Krankenkasse anerkannt, die diese selbst zu vertreten hat, sowie bei
einem von der Krankenkasse rechtsfehlerhaft bewerteten MaÃ�stab fÃ¼r die
Beurteilung der ArbeitsfÃ¤higkeit nach Aufgabe des letzten Arbeitsplatzes.
Voraussetzung solcher Ausnahmen ist, dass Versicherte alles in ihrer Macht
Stehende tun, um die Ã¤rztliche Feststellung zu erhalten: Sie haben dazu ihre
Ã�rzte aufzusuchen und diesen ihre Beschwerden vorzutragen. Unterbleibt die
Ã¤rztliche Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit dann gleichwohl aus GrÃ¼nden, die
dem Ã¤rztlichen Verantwortungsbereich zuzuordnen sind, darf sich das nicht zum
Nachteil der Versicherten auswirken. Zum Ã¤rztlichen Verantwortungsbereich
gehÃ¶rt es auch, wenn der Vertragsarzt die von Versicherten nachgesuchte
Ã¤rztliche Feststellung aus medizinischen oder anderen GrÃ¼nden zu Unrecht nicht
erteilt (zum Ganzen: BSG, Urteil vom 11. Mai 2017 â�� B 3 KR 22/15 R -, BSGE 123,
134-144, Rn. 22 â�� 24, 26 juris).

Auf einen solchen Aufnahmefall kann sich der KlÃ¤ger nicht berufen. Er hat nicht
alles getan, um die ArbeitsunfÃ¤higkeit noch fÃ¼r den Zeitraum nach seiner
Entlassung, spÃ¤testens am Montag, den 23. Mai 2016, zu erhalten. Er ist nicht
aufgrund eines vertragsÃ¤rztlichen Fehlverhaltens davon abgehalten worden, die
weitere Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit noch bis 23. Mai 2016 und damit
rechtzeitig zu erhalten. Er hat am 23. Mai 2016 gar keinen Arzt aufgesucht, um die
weitere ArbeitsunfÃ¤higkeit bescheinigen zu lassen. Er hat sich â�� entgegen
seinem Vortrag â�� auch nicht am Wochenende davor oder noch an diesem Tage
selbst bemÃ¼ht, noch einen Vorstellungstermin zu erhalten. Dies wÃ¤re ihm aber
mÃ¶glich und auch zumutbar gewesen. Diese Ã�berzeugung grÃ¼ndet der Senat
auf die Angaben des KlÃ¤gers im ErÃ¶rterungstermin am 25. Juni 2019. Er hat
ausgefÃ¼hrt, er habe sich deshalb um keinen (weiteren, vor allem frÃ¼heren)
Termin gekÃ¼mmert, da er fÃ¼r den 24. Mai 2016 einen Vorstellungstermin bei
dem operierenden Arzt Dr. Dbereits wÃ¤hrend des stationÃ¤ren
Krankenhausaufenthaltes mit diesem vereinbart habe. Er hat sich am Montag allein
darum gekÃ¼mmert, fÃ¼r den Dienstag eine Fahrgelegenheit zum Arzt Dr. Dzu
bekommen. Seine vorherigen gegenteiligen Behauptungen hat er im
ErÃ¶rterungstermin nicht bestÃ¤tigt. Er wÃ¤re zudem, so die EinschÃ¤tzung von Dr.
D, der ihn am Donnerstag vor der Entlassung aus dem Krankenhaus untersucht
hatte, am 23. Mai 2016 auch gesundheitlich in der Lage gewesen, einen Arzt
aufzusuchen.

Der KlÃ¤ger ist deshalb nicht aufgrund eines Fehlverhaltens, welches der Beklagten
zuzurechnen wÃ¤re, davon abgehalten worden, noch am 23. Mai 2016 einen Arzt
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aufzusuchen. Zwar hat Dr. Dnoch im Krankenhaus vor der Entlassung mit dem
KlÃ¤ger einen Vorstellungstermin erst fÃ¼r den 24. Juni 2016 vereinbart. Nach
seinen glaub-haften Aussagen im ErÃ¶rterungstermin vor dem Senat entspricht
diese Vereinbarung seiner Ã¼blichen Praxis als Honorararzt, der die Operationen im
und fÃ¼r das Kranken-haus durchfÃ¼hrt, dann aber als niedergelassener
Vertragsarzt auch die Behandlung nach der Entlassung Ã¼bernimmt. Es ist aber
nicht zur Ã�berzeugung des Senats nachgewiesen, dass der KlÃ¤ger den Arzt auf
die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung angesprochen und dieser auf entsprechende
Frage des KlÃ¤gers einen frÃ¼heren Ter-min als den 24. Mai 2016 abgelehnt oder
dem KlÃ¤ger hinsichtlich des Termins am 24. Mai 2016 eine unzutreffende Auskunft
zur ArbeitsunfÃ¤higkeitsfeststellung gegeben hat. Denn der KlÃ¤ger kann sich nicht
einmal selbst daran erinnern, ob er Dr. DanlÃ¤sslich der Untersuchung im
Krankenhaus im Vorgriff auf die anstehende Entlassung auf die weitere
ArbeitsunfÃ¤higkeitsfeststellung angesprochen hat. Das gilt auch fÃ¼r Dr. D. Allein
die Tatsache, dass er regelhaft mit Patienten bei der durchgefÃ¼hrten
Untersuchung im Krankenhaus vor der Entlassung auch Ã¼ber die
ArbeitsunfÃ¤higkeitsfeststellung spricht, lÃ¤sst es zwar mÃ¶glich erscheinen, dass
dies auch im Fall des KlÃ¤gers so war. Allerdings spricht hiergegen, dass sich der
KlÃ¤ger selbst daran nicht erinnert und auch mitgeteilt hat, er sei davon
ausgegangen, bis zum Vorstellungstermin am 24. Juni 2016 weiter
krankgeschrieben zu sein. Auch am 24. Mai 2016 habe er die Krankschreibung
unbesehen entgegen genommen und nicht auf das enthaltende Datum geachtet. Er
habe schlicht auch nicht gewusst, was da hÃ¤tte angekreuzt werden mÃ¼ssen,
zumal er andere Dinge im Kopf gehabt habe. Diese UmstÃ¤nde und seine weitere
Angabe, er habe auch mit keiner anderen Person wÃ¤hrend des
Krankenhausaufenthalts Ã¼ber die weitere Feststellung von ArbeitsunfÃ¤higkeit
(Ã¼ber das Wochenende) gesprochen, sprechen dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger sich
seiner Obliegenheit, die nahtlose Bescheinigung zu gewÃ¤hrleisten,
mÃ¶glicherweise gar nicht bewusst war. Verantwortlich fÃ¼r die LÃ¼cke ist daher
auch keine Fehlinformation seitens des Krankenhauses hinsichtlich der weiteren
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung. Insoweit unterscheidet sich der Fall auch von
der Fallkonstellation, die das BSG am 11. Mai 2017 (B 3 KR 22/15 R) zu entscheiden
hatte. Dort hatte die Versicherte bei dem behandelnden Arzt rechtzeitig
vorgesprochen und diesen gezielt nach der ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung
gefragt, der Arzt hatte sie aber mit einer (rechtlich) unzutreffenden Auskunft
verweigert.

Der Versicherte ist aber, auch bei einem stationÃ¤ren Aufenthalt, nicht von der
Obliegenheit entbunden, selbst fÃ¼r die weitere nahtlose
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung zu sorgen, diese ggf. noch im Krankenhaus zu
verlangen. UnglÃ¼cklich erscheint dabei im Fall des KlÃ¤gers, dass das
Krankenhaus von seiner Kompetenz, die ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die unmittelbare
Zeit nach der Entlassung festzustellen, nicht von sich aus im Rahmen des
Entlassmanagements und damit quasi regelhaft Gebrauch gemacht hat. Das hÃ¤tte
umso nÃ¤her gelegen als der weiter behandelnde Arzt Dr. D, der hier auch als
Honorararzt fÃ¼r das Krankenhaus die OP durchgefÃ¼hrt und den KlÃ¤ger im
Krankenhaus danach untersucht hat, seinerseits regelhaft die Patienten, die am
Wochenende entlassen werden, erst fÃ¼r den dann folgenden Dienstag einbestellt.
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Ein Fehlverhalten, welches der Beklagten zurechenbar wÃ¤re, liegt darin aber nicht.
Â§ 39 Abs. 1a Satz 6 SGB V ermÃ¤chtigt die KrankenhÃ¤user zwar zur
ArbeitsunfÃ¤higkeitsfeststellung, verpflichtet sie aber nicht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision bestehen nicht, der Senat wendet die
GrundsÃ¤tze des BSG vom 11. Mai 2017 auf den Fall des KlÃ¤gers an (B 3 KR 22/15
R).

Erstellt am: 15.06.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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